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D O K U M E N T E  D E S  U N R E C H T S
In zahlreichen Entscheidungen von Gerichten der Bundesrepublik, die 
Ost-W est-Rechtsfragen behandeln, wird auf die N otw endigkeit hinge­
wiesen, die Rechtseinheit Deutschlands zu w ahren. M an erkennt das von 
hohem V erantw ortungsbew ußtsein getragene Bestreben, im Interesse 
der Einheit Deutschlands nicht auch die Bande des Rechts völlig zu ze r­
reißen. Denn wenn auch keine gemeinsame Regierungsgew alt besteht, 
wenn auch die W irtschaftsordnung in Ost und W est völlig verschieden 
ist, so gibt es doch hüben und drüben immer noch im großen und ganzen 
die gleichen Gesetze: das Bürgerliche Gesetzbuch, das Strafgesetzbuch, 
die Zivil- und Strafprozeßordnung und fast alle N ebengesetze sind auch 
in der Sowjetzone noch in Kraft.
Aber wie sieht es in der W irklichkeit aus?
Die Justiz der Sowjetzone hat nach der letzten Entwicklung mit der 
Justiz der Bundesrepublik nur noch wenige äußere Formen gemeinsam.
Die M ehrzahl aller Richter und Staatsanw älte ist aus den sogenannten 
Volksrichterlehrgängen hervorgegangen. Die Einrichtung dieser Lehr­
gänge beruhte auf der Forderung nach der „Demokratisierung der Justiz". 
Das bedeutet nichts anderes als die Ü bertragung der Richterstellen an 
das „Proletariat" und die Ausmerzung der bisherigen „bürgerlichen" Ju ­
risten. Die Auswahl der Volksrichter erfolgt seit dem Jahre  1948 allein 
nach der sozialen H erkunft und dem Parteibuch. Das Schwergewicht der 
gesamten Ausbildung liegt auf dem Studium der m arxistiscb-stalinisti- 
schen Lehre, der Gesellschaftswissenschaft. Bei noch so guten fachlichen 
Leistungen besteht kein Prüfling das Examen, wenn er in dem Hauptfach 
..Gesellschaftswissenschaft" nicht besteht, d. h. sich politisch nicht aktiv  
genug im Sinne der SED betätigt hat.
So wird es auch verständlich, daß angehende „Hüter des Rechts" die zur 
Zeit geltende Rechtsordnung gar nicht erlernen sollen, weil sie „bürger­
lich-kapitalistisch" ist und die Beschäftigung mit diesem Gedankengut 
zur Verbürgerlichung führen könnte. Besonders in politischen S trafver­
fahren und in den W irtschaftsprozessen kommt es nur auf das politisch
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